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ijgiperGeißler: 

Grundsätzlicher 
Kurswechsel 
der SPD in der 
Außenpolitik 
*ch|der Ablehnun9 des NATO-Doppelbe- 
$chn?8es' der von der Regierung Helmut 
%h,dt 9efaßt worden war, durch den 
S cur SPD-Parteitag im November 1983 
I|J»2K SPD einen grundlegenden außenpo- 
v0ro       Kurswechsel in der Opposition 
^W °mmen- Po'itiker wie Brandt, Bahr, 
^SA       ' EPP,er und andere haben 
IHM !n Kurswechsel der SPD herbeigeführt 
DjjS Destimmen heute ihre Außenpolitik. 
^e»ß?rk,arte Generalsekretär Heiner 
'SlfaMM 'n Bonn Dei der Vor,a9e einer Doku- 
**n i? 0n ÜDer anti-amerikanische Tenden- ,n der SPD. 

\ 
% Ur ^Politische Kurswechsel der SPD hat sei- 
\ s

Sa
h
che in einer falschen Analyse der außen- 

"8r Wei heitsP°litiscnen La9e 'n Europa und in 
^he*' Die SPD verkennt die grundlegenden Ur- 
\g/" 

des 0st-West-Gegensatzes. Die Span- 
n zwischen Ost und West sieht die SPD 

Bonn, den 15. August 1985 

EMNID: 

Helmut Kohl 
klar vor Vogel 
Die Meinungsforscher des EMNID-In- 
stituts haben der Bundesregierung 
signalisiert, daß Bundeskanzler Hel- 
mut Kohl und seine Minister bei den 
Wählern langsam wieder an Sympa- 
thie gewinnen. 
In einer am Montag vergangener Wo- 
che abgeschlossenen Umfrage von 
EMNID erreichten: 

• CDU   44 Prozent 
• SPD   40 Prozent 
• FDP     8 Prozent 
• Grüne 8 Prozent 

Der EMNID-Umfrage zufolge ist auch 
Kanzler Kohl in der Beliebtheits-Skala 
aus seinem Tief heraus: Helmut Kohl 
liegt jetzt mit sieben Prozent (im Juli: 
drei Prozent) vor Oppositionsführer 
Hans-Jochen Vogel. 

Die größte Verbesserung 
für Familien seit Bestehen 
der Bundesrepublik 
Die Wende in der Gesellschafts- und 
Familienpolitik ist vollzogen. Vor Jour- 
nalisten in Bonn zog der stellvertre- 
tende Bundesvorsitzende Bernhard 
Worms eine erfolgreiche Bilanz der 
Familienpolitik der Bundesregierung. 
Ausführlicher Text im grünen Teil die- 
ser Ausgabe. 
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in prinzipiellen Fragen z. B. der Demokra- 
tie und der Menschenrechte zwischen OS 
und West. 
Der SPD fehlt in der außenpolitische 
Analyse die Trennschärfe. Sie leidet untß 
einer akuten politischen Wahrnehmung5^ 
Störung und einem zeitgeschichtlich^ 
Gedächtnisverlust. Sie hat verdrängt, Wj> 
Frieden und Freiheit in Europa bedroh 
und wer sie den Deutschen garantier 
Spätestens seit ihrem Wechsel in die 0^ 
position ist die Außenpolitik der SPD z 

einer abhängigen Variablen innenpo" 
scher Stimmungslagen geworden. 

Bedrohung durch die Sowjets wird verharmlost 
auf Afghanistan. In der politischen Ause1^ 
andersetzung um Mittelamerika er9r^ 
die SPD jedoch einseitig Partei gegen J 
Vereinigten Staaten zugunsten des sah 

nicht mehr in der Unvereinbarkeit von 
Freiheit und Diktatur begründet, sondern 
vorrangig im machtpolitischen Konkur- 
renzverhältnis zweier Großmächte. Der 
ideologisch-politische Konflikt gegensätz- 
licher Wert- und Gesellschaftssysteme 
wird von der SPD umgefälscht zu einer 
quasi nationalstaatlichen Rivalität zwi- 
schen Machtblöcken. Mit doppeldeutigen 
Begriffen und Formulierungen wie „Si- 
cherheitspartnerschaft" oder Bezeich- 
nung der Sowjetunion als „Verbündete im 
Kampf ums Überleben" verschleiert die 
SPD-Führung den grundlegenden Dissens 

Basierend auf der falschen Analyse 
kommt die SPD zu falschen Schlußfolge- 
rungen in der Außenpolitik, die den deut- 
schen Interessen schaden: 
Die Bedrohung, die vom sowjetischen 
Kommunismus und seiner expansiven Au- 
ßenpolitik für Westeuropa und die übrigen 
Nachbarstaaten der Sowjetunion ausgeht, 
wird von der SPD verharmlost. Egon Bahr 
tut sie als „reinen Blödsinn" ab. Die Men- 
schenrechtsverletzungen in der Sowjet- 
union, in Afghanistan, Vietnam, Polen und 
in anderen sozialistisch-kommunistischen 
Staaten werden verschwiegen. Die SPD 
besitzt nicht mehr die Unabhängigkeit und 
innere Kraft, unangenehme Vorgänge und 
Realitäten in kommunistischen Staaten 
beim Namen zu nennen und daraus ent- 
sprechende politische Folgerungen zu 
ziehen. Die Tabuisierungsstrategie der 
SPD gegenüber den kommunistischen 
Menschenrechtsverletzungen ist einer der 
Gründe dafür, warum in der öffentlichen 
Diskussion der totalitäre Charakter kom- 
munistischer Systeme immer weniger ge- 
sehen wird. 
Es gibt weder Protestaktionen noch De- 
monstrationen der Sozialdemokraten ge- 
gen den Krieg Vietnams in Kambodscha 
noch gegen den Überfall der Sowjetunion 

VCICIIIiyiCM    v^iaai^ll    *-wy —.. — . — ••  ., 

nistischen Regimes in Nicaragua und P 
schönigt  die  dortigen   Menschenrecn 
Verletzungen. Hingewiesen auf die M 
schenrechtsverletzungen    in    Nicarafl 
stellt Willy Brandt einen „gewissen rev   f 

tionären  Subjektivismus"   (FAZ,  25- 
1985) in Nicaragua fest, der ihm n'ch!.L 
falle. Wer innerhalb der SPD gegen dj» 
Ausblendung der unangenehmen Rea ine 
ten protestiert, wie zum Beispiel GJs^jfl 

Schwan,  Horst  Niggemeier  oder  M*^ 
Kriele, wird entweder als .Kolporteur, 
CDU-Propaganda"      (Bahr)     besch'^ 
oder    mit    Ausschlußdrohungen    ü 

Druck gesetzt. 

Vom Hunger bis zur drohenden atom* ^ 
Katastrophe — führende Sozialdenri^ 
ten machen die USA und die ame 
sehe Politik dafür verantwortlich; si«> , 
hen die Wurzeln allen Übels in Wasn, 
ton. Den USA werden „imperialist' jf 

Großmachtpolitik" und .Völkerrnor ^ 
Mittelamerika" vorgeworfen. Es muß ^ 
SPD jedoch nachdenklich stimmen. ^ 
die anti-amerikanischen Äußerungen ^ 
ler SPD-Politiker der Propaganda^' 
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d°
wJetunion entsprechen, wie wir sie aus 

Sch PRAWDA kennen. Es gehört zur politi- 
c hen Strategie der Sowjetunion, westli- 

en Demokratien fälschlicherweise das 
glasten, was  Kommunisten  praktizie- 

rt. Anstatt diesen „dialektischen Dreh" 
SPn' R' Popper) zu entlarven, erweckt die 

0 den Eindruck, darauf hereinzufallen. 

*y°rwärtstt dient den Sowjets 
*ls Sprachrohr 

können wir seit dem 3. August die so- 
-t'sche " 
SPD-( 

Wjef °- MugusT aie so- 
ir»! ^che Propaganda auch im Originalton 
lev -rD"eigenen V0RWARTS nachlesen. 
Srw Tolkunow, Vorsitzender des Unions- 
>Jets 
Ü^SR. 
.8, 

des    Obersten    Sowjets    der 

Qült"1 ließ sich im WidersPruch zu rechts- 
kan'

9en Verträgen und Abkommen, man 
shht WOhl sa9en' auch entgegen der An- 
%o der meisten Bundesbürger, vor den 
9eo amerikanischer Kriegsvorbereitun- 
c/as 

spar>nen und macht aus seinem Land 
k*ni?'Ch

ht'9Ste Aufmarschgebiet für ameri- 
ilfa/ °he Erstschlagsraketen. Zum ersten 
Ch^sV der KaPitu'ati°n des Dritten Rei- 
%s deutscher Boden erneut als 
d9s

9an9spunkt für einen Schlag gegen 
tyQra

s°wjetische   Staatsgebiet   benutzt 

ni9t * Mit9|ied Vadim Sagladin beschei- 
dene^ USA unter anderem, daß ihr poli- 
%u.r Kurs „eine reale Bedrohung für 
Ss    

Ve|tfheden bildet". 

\ D 
ln der Geschichte der Bundesrepu- 

V0rga^utscnland ein einmaliger politischer 
D°s'tio 9" 'n der Wochenzeitschrift der Op- 
^nfL«nk?Partei dürfen sowjetische Spit- 
1* eins re unwidersprochen und oh- 
^ cjer

chränkenden Kommentar die Poli- 
N un Bundesregierung verunglimpfen 
Vhj^ere amerikanischen Verbündeten 
V6 j pfen- Die SPD fällt damit der Bun- 
%   yerung und den USA in den Rük- 

Die SPD empfiehlt der deutschen Außen- 
politik, sich aus dem Ost-West-Konflikt in 
eine bequeme Nische zurückzuziehen, 
aus der sie das Treiben der Supermächte 
als neutraler Schiedsrichter verfolgt und 
mit Zensuren versieht. Sie träumt den al- 
ten gefährlichen deutschen Traum von ei- 
ner Brücken- oder Mittlerfunktion 
Deutschlands und Europas zwischen Ost 
und West. Das ist nationalistischer Neu- 
tralismus von links. 

Angesichts des außenpolitischen Kurs- 
wechsels in der SPD brauchen wir in der 
Bundesrepublik Deutschland eine neue 
Aufklärung über die Ordnung der Werte 
und über die Rangfolge der politischen 
Ziele. Wir brauchen eine geistige und poli- 
tische Offensive, die wieder klarmacht, 
daß es wahren Frieden ohne Freiheit und 
Menschenrechte nicht gibt. „Wer glaubt, 
daß man für Frieden eintreten kann und 
die Menschenrechte ignorieren, der scha- 
det beiden" (Lev Kopelew am 30. Juli 1985 
im Deutschlandfunk). • 

184 Tote seit dem Mauerbau 
184 Deutsche sind seit der Errichtung der 
Mauer bei Fluchtversuchen in den Westen 
von DDR-Grenzposten erschossen wor- 
den. Mauer und Schießbefehl aber sind 
bis heute Realität. Auf diese unmenschli- 
che Weise verwehrt das SED-Regime 
auch heute noch den Deutschen in der 
DDR ihr selbstverständliches Recht auf 
Freizügigkeit. Die Mauer ist daher ein au- 
genscheinlicher, unverändert aktueller Be- 
weis für die rigorose Brutalität, mit der das 
kommunistische Regime in der DDR über 
seine Untertanen herrscht. Der DDR muß 
immer wieder vor Augen gehalten werden, 
wie sehr ihr internationales Ansehen 
durch die Existenz der Mauer und des 
Schießbefehls beeinträchtigt wird. Die Re- 
gierung in Ostberlin sollte daher der Be- 
völkerung in Mitteldeutschland Schritt für 
Schritt Freizügigkeit gewähren. 



UiD 24 •  15. August 1985 • Seite 4 

WIRTSCHAFT 

Gründungswelle 
Das neue Ansparprogramm der Bundes- 
regierung für Existenzgründer war zehn 
Tage nach seinem Start bereits zu zwei 
Dritteln ausgebucht. Der wirtschaftspoliti- 
sche Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im 
Bundestag, Matthias Wissmann, sagte, 
seit dem 1. August hätten „mindestens" 
13000 potentielle Unternehmer bei Ban- 
ken und Sparkassen einen Antrag auf För- 
derung gestellt. Der Bundeshaushalt er- 
möglicht in diesem Jahr 20000 Förderzu- 
sagen. Wissmann berief sich auf Informa- 
tionen der Lastenausgleichsbank (LAB), 
die das Programm verwaltet. Dabei wer- 
den nach dem Vorbild des Bausparens 
staatliche Prämien bis 10000 Mark für 
Sparverträge zur Neugründung eines Un- 
ternehmens gezahlt. 
Wissmann meinte, in der Wirtschaft der 
Bundesrepublik gebe es seit etwa zwei 
Jahren eine Existenzgründungswelle. 
1983 und 1984 seien jeweils rund 17000 
Betriebsgründungen mit rund 85000 Ar- 
beitsplätzen aus Bundesmitteln gefördert 
worden. Dies deutete er als ein Zeichen 
der wieder gewachsenen Vitalität der 
Volkswirtschaft und einer allgemeinen Kli- 
maverbesserung. 

Autoindustrie vor neuem 
Rekord 
Zu den positiven Meldungen über die Pro- 
duktionsentwicklung in der deutschen Au- 
tomobilindustrie erklärt der wirtschaftspo- 
litische Sprecher der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Matthias Wissmann: Allem 
Anschein nach steht die deutsche Auto- 
mobilindustrie vor einem neuen Produk- 
tionsrekord. Das Ifo-Institut für Wirt- 
schaftsforschung rechnet für das 1. Halb- 
jahr 1985 mit einer Pkw-Produktion von 

2,21 Mio. Stück. Das entsprechende Vor 
Jahresergebnis wird damit um 23,5% übe[' 
troffen. Auf das ganze Jahr gesehen dürr 
te die Automobilproduktion um 11 % üD» . 
dem Wert des Jahres 1984 liegen. Mit 4,^ 
Mio. Pkw — so die Prognose von Ifo ' 
würde ein absoluter Rekordwert erreic^ | 
Das bisherige Spitzenergebnis des Jahre 

1979 von 3,93 Mio. Pkw würde mit d^ 
Überschreiten der 4-Mio.-Grenze deutHc 

übertroffen. 
Diese Entwicklung erklärt sich nicht ^ 
aus der Auflösung des Katalysator-Sta 
und den guten Ergebnissen, welche 
deutsche Automobilindustrie im Morni 
im Export erzielen kann. Die Bürger haD 
durch  unsere  konsequente  Wirtscha J 
und Stabilitätspolitik wieder Vertrauen 
die wirtschaftliche Zukunft gefaßt und £ 
stellen deshalb auch wieder mehr Auto • 
Die guten Produktionsziffern wirken JL 
mittlerweile auch in steigenden Besorg 
gungszahlen aus. Gegenüber 1970, als 
was über 3,5 Mio. Pkw produziert wur was uoer J,O MIO. ris.w (JIUUUüCU «-•- ,j, 
beschäftigt die deutsche Automobil'" f 

strie bereits 60000 Arbeitnehmer m , 
Allein zwischen April 1984 und April ^ 
wurde die Beschäftigung um knapp u 

20000 Arbeitnehmer erhöht. 

„Sommeraktion" der CDU 
angelaufen 5 
In der schleswig-holsteinischen CD ^ 
die „Sommeraktion '85" angelaufen^ 
Generalsekretär Rolf Rüdiger Reicha^ 
Kiel mitteilte, beteiligen sich daran   ^ 
der 15 Kreis- und 700 Ortsverbände 
über 42000 Mitglieder zählenden Lan^ 
Verbandes.  Ziel  sei die Werbung ° ^ 
Mitglieder   sowie   die   Mobilisierung  ^ 
Partei im Vorfeld der Kommunalwahie 
2. März 1986. Zu den Veranstaltung*   e 
hören eine Ausbildungsstellen-Börs^ 
Telefonring gegen die Einsamkeit a ^ 
Menschen,      Begrünungsaktionen 
Dichterlesungen. 
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SOZIALPOLITIK 

Die sozialpolitische Leistungsbilanz 
der CDU kann sich sehen lassen 

"e SPD-geführte Bundesregierung 
'st nicht zuletzt an ihrer Unfähigkeit 
^scheitert, sachgerechte Antwor- 
en auf die elementaren, gesell- 
schaftlichen und wirtschaftlichen 

erausforderungen zu geben und 
en begonnenen Konsolidierungs- 

jjrozeß zu Ende zu führen, erklärte 
u?r Parlamentarische Staatssekretär 
Jj°lfgang Vogt anläßlich der Vorlage 

ner sozialpolitischen Leistungs- 
0,|anz der CDU. 

Qas war die Schlußbilanz der alten Bun- 
j^desregierung: 
s ,Die Wirtschaft wuchs nicht mehr, sie 

nrumpfte um 1,1 Prozent. 

w Preise stiegen mit einer Jahresrate 
^n 5-4 Prozent. 

ß,  P'e Zahl  der Arbeitslosen  stieg um 
nr'ich mehr als 40 Prozent. 

erf le Finanzierung des Bundeshaushalts 
v6r 

rderte eine ständig steigende Netto- 

Wejt dung' zuletzt 37-6 Mrd- DM- Ein 

qra ®rer drastischer Anstieg war vorpro- 
r^rniert. 
sich •S0ziale Sicherungssystem befand 
W|ln eir,er tiefen Strukturkrise. Die Ent- 
5r,tw

Un9 der Sozialausgaben war von der 
kop ,cklun9   des  Sozialproduktes  abge- 
S°2iaM • d6r einzi9en Quel|e- aus der die 
der,    eistungen auf Dauer gespeist wer- 

Örut[
end zwischen 1970 und 1983 das 

Und °S02'alprodukt um rund 145 Prozent 
beitrJi? Brutto|öhne je beschäftigten Ar- 
$en w 

mer um fd- 150 Prozent angewach- 
aren, stiegen die Ausgaben 

• für die Arbeiterrentenversicherung um 
rd. 180 Prozent, 

• für die Angestelltenversicherung um 
rd. 330 Prozent, 

• für die Krankenversicherung um rd. 300 
Prozent, 

• für die Sozialhilfe um rd. 500 Prozent. 

Die sozialpolitischen 
Handlungsmaximen dieser 
Bundesregierung: Ordnung 
und Orientierung 
Wo immer möglich, haben wir die absolute 
Höhe der Leistungen selbst nicht angeta- 
stet, sondern künftige Zuwachsraten ab- 
geflacht. Wo Leistungskürzungen unaus- 
weichlich wurden, sind wir behutsam und 
unter Beachtung sozialer Kriterien vorge- 
gangen. 

Bausteine eines längerfristigen 
Strukturkonzeptes 

Ordnung ist die Grundlage für längerfristi- 
ge Orientierung. Alle Sanierungsmaßnah- 
men sind Bausteine eines längerfristig an- 
gelegten Strukturkonzepts. Das Wirt- 
schaftliche und das Soziale werden wie- 
der enger miteinander verzahnt, die So- 
zialleistungen wieder fester verknüpft mit 
den realen Möglichkeiten unserer Volks- 
wirtschaft. 

Festigung der wirtschaftlichen 
Grundlage 

Eine Politik, die es zuläßt, daß heute viel 
gegeben wird, obwohl bekannt ist, daß 
dann morgen die Kassen leer sein wer- 
den, macht sich des betrügerischen Bank- 
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rotts schuldig. Das war die Politik der 
SPD. Wir machen solide Politik. Dazu ge- 
hört auch die Festigung der wirtschaftli- 
chen Grundlagen. Eine Schlüsselrolle 
spielt hier der schrittweise Abbau der 
staatlichen Neuverschuldung. Denn eine 
ständig steigende Staatsschuld, die vor- 
nehmlich konsumtiven Zwecken dient, 
verdrängt Investitionen. Die seit 1970 dra- 
matisch gesunkene Investitionsquote un- 
serer Wirtschaft belegt diesen Zusam- 
menhang. Investitionen sind die Werkzeu- 
ge der Arbeitnehmer. Weniger Investitio- 
nen heißt: weniger und veraltete Werkzeu- 
ge. Das führt unweigerlich zum Verlust 
von Arbeitsplätzen. Der Investitionslücke 
entspricht die Beschäftigungslücke. 

Schuldenmachen — doppelte 
Umverteilung von unten nach oben 
Schulden machen heißt auch Zinsen zah- 
len. 1983 mußte allein der Bund 26,3 Mrd. 
DM an Zinsen aufbringen, 1969 waren es 
dagegen nur 2,2 Mrd. DM. Diese Zahlun- 
gen fließen auf die Konten jener, die wirt- 
schaftlich in der Lage waren, staatliche 
Schuldtitel zu erwerben. Zahlen müssen 
es nicht zuletzt die Arbeitnehmer, die mit 
ihrer   Lohnsteuer   und   durch   die   Ver- 
brauchssteuern den großen Anteil tragen. 
Die Strategie der SPD führt sowohl be- 
schäftigungspolitisch als auch sozialpoli- 
tisch in eine Falle, aus der es kein Entrin- 
nen gibt. Noch mehr öffentliche Schulden 
führen  zu  weniger  Wachstum   und   Be- 
schäftigung; weniger Beschäftigung erfor- 
dert mehr Sozialaufwand. Mehr Sozialauf- 
wand verursacht eine steigende Verschul- 
dung — und damit beginnt die nächste 
Drehung dieses circulus vitiosus. 

Preisstabilität ein Stück 
Verteilungsgerechtigkeit 

Ein weiterer Erfolg dieser Bundesregie- 
rung ist die Senkung der Inflationsrate um 
volle 3 Prozentpunkte. Preisstabilität ist 
ein   Stück   Verteilungsgerechtigkeit.   Die 

Rückführung der Inflationsrate um rd. 3 

Prozentpunkte bedeutet eine „Wertsteige' 
rung" der Einkommen von Arbeitnehmern 
und Rentnern um rd. 21 Mrd. DM. 

Die Zwischenbilanz: 
Erfolgreiche Konsolidierung 
und neue Perspektiven 
Die Konsolidierungspolitik der letzten JaJ' 
re war erfolgreich. Die fortschreitend 
Erosion des Systems der sozialen Siehe 
rung ist gestoppt. Auf dieser GrundlaS 
eröffneten sich bereits neue Handlung 
Spielräume für die Sozialpolitik. Das & 
weisen: 
• Die Einführung des Kindergeldes für ^ 
beitslose Jugendliche zum 1. Januar 19 

• Die Verlängerung des Arbeitslosenge 

des  für  ältere  Arbeitslose   ab   1 .JanU 

• Die kräftige Erhöhung der Sozialh'|e 

zum 1. Juli 1985 
• Die Verbesserungen der Freifahrtreg 
lung für Schwerbehinderte zum 1. 0K 

ber 1985 ^ 
• Die Erhöhung des Wohngeldes um »" 
Millionen DM zum 1. Januar 1986 

Arbeitsmarkt 
Seit Herbst 1984 geht die Zahl der 
schäftigten nicht mehr zurück, sonö 
nimmt wieder zu. . J 

Die Quote der Jugendarbeitslosigkeit ' 
um 2 Prozentpunkte unterhalb der a y 

meinen Arbeitslosenquote. 
Das Vorruhestandsgesetz hat sich als 
schäftigungspolitischer Volltreffer  e 
sen. Mehr als 260 Tarifverträge sehe ^ 
zwischen entsprechende Leistungen  ^ 
Die   Entlastungswirkungen   auf  dem 
beitsmarkt sind damit Vorprogramm^ ^ 
Das        Beschäftigungsförderungs9e ^. 
wird die Einstellungsbereitschaft der ^ 
triebe  positiv beeinflussen und de 
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eitslosen den Zugang zur Beschäftigung 
leichtern. 

^°ch nie sind die Instrumente der aktiven 
prbeitsförderung so intensiv und erfolg- 
e'ch eingesetzt worden wie unter dieser 

Regierung. Dadurch konnte die Zahl der 
•Jrbeitslosen um mehr als 300 000 vermin- 
et werden. 

r 
ies ist insbesondere im Bereich der be- 

ziehen Bildung auch ein Stück Zukunfts- 
s
vestition. In einer Zeit schnellen techni- 
chen Umbruchs kommt der beruflichen 

p^lifizierung der Arbeitnehmer höchste 

ch°r'tät zu" Die Maßnanmen der berufli- 
en Bildung und betrieblichen Einarbei- te 9 werden weiter intensiviert werden 

^ualif izierungsoff ensive). 

n^
e Bundesanstalt für Arbeit braucht kei- 

s Zuschüsse mehr. Sie erzielt Über- 
ljc. ^Sse- Die dadurch gewonnenen Mög- 
^ leiten wurden zur Verlängerung der 
^2u9sdauer des Arbeitslosengeldes für 
*Uch6 Arbeitnenmer genutzt. Wir werden 
tj0 künftig dafür sorgen, daß die Funk- 
rUn Fähigkeit der Arbeitslosenversiche- 

n9 erhalten bleibt. 

( 
ent©nversicherung 

MaßVordergrund der rentenpolitischen 
der 

nmen standen die Sicherstellung 
f$^j a^ut bedrohten finanziellen Leistungs- 
che

9 der gesetzlichen Rentenversi- 
rUn(^

Un9 sowie eine mittelfristige Absiche- 
Qai,   inrer Finanzsituation. Dies ist jetzt 
rangen. 
^ejte

em Hinterbliebenen- und Erziehungs- 
n6n '"'"Gesetz haben wir in kurzer Zeit ei- 
r'cht tra9 des Bundesverfassungsge- 
VorJs aus dem Jahre 1975 erfüllt. Unsere San uas 

n9er waren dazu nicht in der Lage. 
terb|j,eu2t verwirklichte Modell einer Hin- 
clie ,ebenenrente mit Freibetrag schont 
Und.

einen Rentner, ist frauenfreundlich 
^s r

0stenneutral. Mit der Anrechnung ei- 
9ernd

entenbe9ründenden und rentenstei- 
en   Kindererziehungsjahres   ist   ein 

neues Element der Solidarität und Ge- 
rechtigkeit in die Rentenversicherung ein- 
geführt worden. 

Die veränderte ökonomische und demo- 
graphische Situation erfordert eine grund- 
legende Strukturreform der gesetzlichen 
Rentenversicherung. Als Eckpunkte sind 
zu nennen: 

• Ausgestaltung des Grundsatzes der 
gleichgewichtigen Entwicklung von Ren- 
ten und verfügbaren Arbeitnehmerein- 
kommen; 

• Neuorientierung des Bundeszuschus- 
ses; 

• Neuordnung der Anrechnung beitrags- 
loser Zeiten. • 

Recycling 1984 brachte 
Rekordergebnis 
Mit 795000 Tonnen hat die Behälterglas- 
Industrie in der Bundesrepublik Deutsch- 
land im Jahr 1984 das bisher höchste Er- 
gebnis der Altglas-Sammlung durch Con- 
tainer erzielt. Damit wurden von den Glas- 
hütten fast 80 Prozent (!) der Menge zu- 
rückgenommen, die als sogenannte Ein- 
weg- oder Recyclingflaschen für Massen- 
getränke produziert wurden. Das Recyc- 
ling von Altglas hat für unsere Mitbürger 
außer dem Umweltaspekt aber auch einen 
finanziellen Reiz: was nicht in die Müllton- 
ne gelangt, entlastet die Müllabfuhr und 
damit die Gebühren, die jeder für die Ab- 
fallbeseitigung zu zahlen hat. 

Viele Kamine sind 
Dreckschleudern 
Mancher Kamin ist immer noch eine wahre 
Dreckschleuder. Bayerns Kaminfeger ha- 
ben 1984 nicht weniger als 230000 Mängel 
bei alten und 49000 Mängel an neugebau- 
ten Kaminen festgestellt. Bei Rauchgas- 
messungen lag die Mängelquote in einer 
Untersuchung von fast einer Million 
Rauchfängen bei elf Prozent. 
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FAMILIE 
Die politische Wende in der Familienpolitik 
In der Familienpolitik kommt der politische Wandel der Gesellschaftspolitik 
nach der Regierungsübernahme am deutlichsten zum Ausdruck. Die ständige 
Infragestellung der Familie durch die SPD ist keine regierungsamtliche Politik 
mehr. Die SPD betrachtet die Familie als einen Kranken, der standig behandelt 
und therapiert werden müsse. 
Wir haben dieser familienpolitischen Kurpfuscherei ein Ende bereitet, erklärte 
MdB Kroll-Schlüter in Bonn. Jetzt wird die Familie wieder gefördert und ihre Erzie- 

hungskraft gestärkt. 
Unser Leistungskatalog lautet: 
Einführung eines Kindergeldzuschlages 

Höhere Kinderfreibeträge 
Einführung eines Erziehungsgeldes 
Anerkennung von Erziehungszeiten bei der Rente 

Höheres Wohngeld 
Bessere Unterstützung der Alleinerziehenden 

Bundesstiftung Mutter und Kind 
Für Bauherren mit Familie Abzugsmöglichkeiten von der Steuerschuld bereits 

für das erste Kind 
Wiedereinführung des Kindergeldes für 18 bis 20jährige Arbeitslose und 
Ausbildungswillige, die noch keinen Arbeitsplatz gefunden haben 
Alle diese Maßnahmen, die bereits wirksam sind oder zum 1. Januar 1986/1987 m 
Kraft treten, wären mit der SPD nicht durchsetzbar gewesen. 

(Siehe auch UiD-Dokumentation im grünen Teil.) 

Verwaltungsreform und neue 
Führungsstruktur 
Völlige Neugliederung der Ministerien, ihre 
Entlastung von der Bearbeitung von Ein- 
zelfällen und die Einrichtung neuartiger 
„Landesagenturen", veränderte Führungs- 
strukturen und zentrale Personalsteue- 
rung schlägt eine von Ministerpräsident 
Lothar Späth eingesetzte Kommission zur 
Reform der Verwaltung des Landes Ba- 
den-Württemberg vor. 
Bei der Verwirklichung der Vorschläge 
würden zwei neuartige Ministerien entste- 

hen: Ein Umweltministerium, das Na 
schütz, Ökologie, Bodenschutz einers 
und Straßenbau, Verkehr, Bauleitplan" 
andererseits  umfaßt, sowie ein Mm'  jfl 

rium  für  Kommunikation   und   Kunst.,   . 
dem u. a. Theater, Bildende Kunst •den 
Neue  Medien  zusammengefaßt wer 

Neu ist auch, daß es — nach der Über- 
gung der Kommission — in Zukunft 
Landwirtschaftsministerium   mehr  Qe ^ 
sollte. „Landwirtschaft" soll zu einer 
teilung des Wirtschaftsministeriums 
den. 
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• IDU-KONGRESS 

Erfolgreicher Verlauf der 
zweiten Parteiführerkonferenz 
£* 25./26. Juli 1985 fand das zweite 
arteiführertreffen der 1983 gegrün- 

deten Internationalen Demokrat- 
ien Union statt. Die Internationale 
«mokratische Union, die 23 konser- 
a«ve, christdemokratische und an- 
^re Mitte-Rechts-Parteien vereinigt 
JT u- a- neben CDU und CSU die bri- 
brthen Konservativen, die US-Repu- 

'kaner und die japanischen Liberal- 

wlu,0kraten' vertrjtt gegenwärtig 
lSn Weit eine wän,erschaft von über 
°ü Millionen Menschen. 

A uf der Konferenz waren die Regie- 
rungschefs Thatcher (Großbritannien), 
an 

0ch (Norwegen), Schlüter (Dänemark) 
WuHSend: Bundeskanzler Helmut Kohl 
tfent vertreten durcn den Ministerpräsi- 
ge|

nten von Rheinland-Pfalz, Bernhard Vo- 
ÖUn 

der eine Delegation bestehend aus 
Kie 

Sscnatzrr<eister Walther Leisler 
F>arf' 

Parl- Staatssekretär Ottfried Hennig, 
Oest Geschaftsfuhrer der CDU/CSU-Bun- 
g6o

ta9sfraktion Friedrich Bohl, Europaab- 

fles
rdD®ter Elmar Brok sowie dem Leiter 

der o ros fur auswärtige Beziehungen 
CSU Roland Wegener,  leitete.  Die 
JoSRf

Wurde durch Ministerpräsident Franz 
eT Strauß vertreten. 

V d 
cjas   

er Konferenz wurden insbesondere 
liche 

St-West-Verhältnis, die Lage im süd- 
rn0. n Afr'ka, die Herausforderung der De- 
riSrri 

atie durch den internationalen Terro- 
Staat

S sowie die Privatisierung von 
9enw^Unternehmen behandelt. Zu der ge- 
SoWj 

art|gen Lage im Ost-West-Verhältnis 
kratis *Ur Haltung der Christlich-Demo- 

ch^n Union zur strategischen Vertei- 

digungsinitiative der USA erklärte Minister- 
präsident Vogel u. a., daß die Sicherung 
der Verteidigungsfähigkeit ebenso wie die 
Bereitschaft zu friedlicher Zusammenar- 
beit mit den Staaten des Warschauer Pak- 
tes   Richtschnur   des   politischen   Han- 
delns der CDU und der von ihr getragenen 
Bundesregierung sei. Wenngleich in Genf 
rasche   Ergebnisse   nicht   zu   erwarten 
seien,  böten  die Verhandlungen  gleich- 
wohl die Chance, der Rüstungskontrolle 
einen neuen Impuls zu geben. Die CDU er- 
warte von den Genfer Verhandlungen eine 
Verbesserung der strategischen Stabilität 
durch drastische Reduzierungen und Be- 
grenzungen der Interkontinental- und Mit- 
telstreckenraketen sowie die Weichenstel- 
lung für kooperative Lösungen auf dem 
Gebiet neuer Raketenabwehrsysteme im 
Weltraum. Nachdem die Sowjetunion be- 
reits seit über einem Jahrzehnt Forschun- 
gen  zur  Entwicklung   eines   Raketenab- 
wehrsystems  betreibe  und  bereits jetzt 
über einsetzbare Antisatellitenwaffen ver- 
füge,   sei   das    US-amerikanische   For- 
schungsprogramm militärisch gerechtfer- 
tigt, politisch notwendig und im Sicher- 
heitsinteresse   des   Westens   insgesamt. 
Allerdings dürfe  die  Sicherheit  Europas 
nicht von der Sicherheit der USA abge- 
koppelt werden; die Strategie der flexiblen 
Antwort müsse gültig bleiben und in der 
Phase eines möglichen Übergangs zu ei- 
ner neuen  Form strategischer Stabilität 
müßten Instabilitäten vermieden werden. 

Die Entscheidung über eine mögliche 
deutsche Beteiligung an dem For- 
schungsprojekt werde gefällt werden 
nach Konsultationen mit unseren europäi- 
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sehen Partnern; sie werde geleitet sein 
von unserem Interesse an fairer Partner- 
schaft und einem freien Austausch der Er- 
kenntnisse von beiden Seiten. 

In dem Abschlußkommunique 
äußerte die Konferenz insbesondere 
folgende Standpunkte: 
• Zur Bekämpfung des internationalen 
Terrorismus ist der Abschluß internatio- 
naler Vereinbarungen erforderlich; den 
Terroristen darf kein Asyl gewährt wer- 
den. 
Im Wirtschaftsbereich müssen alle For- 
men des Protektionismus verhindert wer- 
den. Eine Lösung des Verschuldungspro- 
blems der Entwicklungsländer ist nur 
möglich auf dem Wege eines konstrukti- 
ven Dialogs beider Seiten, wobei flexible 
Lösungen gefunden werden müssen, die 
die wirtschaftliche Entwicklung sowie die 
gesellschaftliche Stabilität der Entwick- 
lungsländer berücksichtigen. Zur Stär- 
kung der wirtschaftlichen Erholung in den 
Industrieländern ist eine Fortsetzung der 
Anti-Inflationspolitik erforderlich; die Pri- 
vatisierung sowie die Entbürokratisierung 
von Staatsunternehmen können ein weite- 
rer Beitrag hierzu sein. Wirtschaftliches 
Wachstum sowie eine Stärkung des priva- 
ten Sektors der Wirtschaft sind neben der 
Verbesserung der beruflichen Ausbildung 
sowie eines flexibleren Beschäftigungssy- 
stems die Voraussetzung für den Abbau 
der Arbeitslosigkeit, insbesondere in der 
Jugend. 
Im Bereich der West-Ost-Beziehungen 
sprach sich die Konferenz für einen kon- 
struktiven West-Ost-Dialog und insbeson- 
dere für einen Erfolg der Verhandlungen in 
Genf in Form von überprüfbaren Rü- 
stungskontrollvereinbarungen sowie ei- 
nem neuen Gleichgewicht auf niedrigerem 
Niveau aus. 
• Im Hinblick auf die Erhaltung des 
strategischen Gleichgewichts durch die 
Sicherung    der    Verteidigungsfähigkeit 

des Westens halten die Parteiführer dl« 
US-Forschung im Bereich der strategj' 
sehen Waffen, die strategische Verteidi- 
gungsinitiative, für gerechtfertigt im I"' 
teresse der freien Welt. 
Im Hinblick auf die Lage in Zentralamerika 
wurde die Wiederherstellung der Demo' 
kratie und Rechtsstaatlichkeit in El Salv*' 
dor begrüßt; demgegenüber bedauerte 
die Parteiführer die Verschlechterung de 
Lage  der Bürgerfreiheiten  in  Nicaragu 

und betonten ihre Unterstützung für di 
demokratische    Opposition    in    diese 
Land. Sie forderten die Aufnahme eine 
nationalen Dialogs in Nicaragua entspi" 
chend dem von Duarte in El Salvador vo 
geschlagenen Modell. 
Hinsichtlich der Lage im Nahen Osten n« 
fen die Parteiführer dazu auf, auf der Bas 
der   Initiative   des  jordanischen   Kön'9 
Hussein Verhandlungen einzuleiten, die 
einem dauerhaften Frieden in der Refl' ^ 
unter Sicherung der Rechte der Pal»s 

nenser wie Israels führen. 
• Zur Lage in Südafrika verurteilt«    ^ 
Konferenz   das   Apartheid-System  u 

forderte die Einleitung eines nation« 
Dialogs mit dem Ziel der Beteiligung 
ler am politischen Leben des Landes- 

Bernhard Vogel 
zum Vizepräsident gewählt 
Im Rahmen der Neuwahl der Führung 
gremien, in der der IDU-Vorsitzende A 
Mock, Vorsitzender der Österreichisc 
Volkspartei,  in  seinem  Amt für we\jnj- 
zwei Jahre bestätigt wurde, wurde v* 
sterpräsident Vogel zum Vizepräsidei 
der Europäischen Demokratischen U 
gewählt.   Der Vorsitzende   des  Bun

rpü 
fachausschusses Außenpolitik der     ^ 

:zende   der  CDU/^ 
Bundestagsfraktion, Volker Rühe, ^    n 

und   stellv.  Vorsitzende 

zum Vorsitzenden des Außenpolitik 
Ausschusses der IDU berufen. ^ 
Insgesamt zeigte die Konferenz das     i. 
Maß an Übereinstimmung in allen 9 



UiD24 •  15. August 1985 • Seite 11 

atzlichen außen-, innen- und wirtschafts- 
P°l'tischen   Fragen   zwischen   den   Mit- 
9"edsparteien   bereits  nach   der  kurzen 
^ündungsphase auf. Darüber hinaus be- 
erte sich die Konferenz als Rahmen für 
anllose bilaterale Kontakte mit den ande- 

d 
n Mitgliedsparteien, die seit der Grün- 

dung der IDU ein qualitativ neues Niveau 
re|cht haben. Die CDU mißt der Arbeit in 

. ®r 'DU und EDU - auch im Hinblick auf 
6 Brückenfunktion zu den der IDU noch 

cht angehörenden christdemokratischen 
leien in der Christdemokratischen In- 
nationale — erhebliche Bedeutung bei. 

ru   tritt daher für eine weitere Intensivie- 
un9 dieser Arbeit ein. • 

l^tistiker sagen 
Jaden-Württemberg 9ute 

*e'*en voraus 
te^5anl der Arbeitslosen in Baden-Würt- 
nen 

9 wird im 'aufenden Jahr weiter ab- 
2°0or?n Und im Durchschnitt auf unter 
stisch° Sinken- Dies ProPhezeit das Stati- 
l6gt 

he Landesamt in seinem jetzt vorge- 
richfn "Stat'stisch-prognostischen Be- 
rw 1984/85". Im Jahresdurchschnitt 
s6r) 

nen die Statistiker mit einer Arbeitslo- 
se uUote von noch 4-9 Prozent, während 

bundesweit eine Quote von 8,6 Pro- 
West 

v°rriersagen. Das macht den Süd- eSt«5t ——»*»••.    isao    Miowil    UCM    OUU- 

Vor, offenbar   für   Arbeitsuchende 

*ent 

attraktJßerha,b der Landesgrenzen immer 
6r^öht r' lhr Zustrom hat sich deutlich 
^n R

Der Anteil der Deutschen unter 
%q     ewonnern     Baden-Württembergs 
^iter

erheblich und wird 'auf Prognose 
rechn 

Wachsen. Für Ende dieses Jahres 
^t J man beim Statistischen Landes- 
i     l   mit    „:       _   . 
ehr 

t  einer   „Entspannung"   auf  dem 

Chatte 
1984.

e'lenmarkt. Schon Ende September 

*n Öey!     
GS regional s°9ar einen Mangel 

?irk i ,^erbern gegeben. Im Arbeitsamtbe- 
V'6le St n'9Sburg etwa gab es fur>frnal so 

'eilen wie noch nicht vermittelte Be- 

INFORMATION 

Erste Erfolge der 
Flugüberwachung 
Seit Beginn der Flugüberwachung der 
Nordsee Mitte 1983 ist die Zahl der beob- 
achteten Verschmutzungen durch Öl 
deutlich zurückgegangen. Während im 
zweiten Halbjahr 1983 im Verlauf einer 
Flugstunde durchschnittlich 1,6 Ver- 
schmutzungen beobachtet werden konn- 
ten, waren es im zweiten Halbjahr 1984 
nur noch 0,3 Verschmutzungen. Dieser Er- 
folg für die Umwelt kann nach Auffassung 
des niedersächsischen Landwirtschafts- 
ministers Gerhard Glup auf die abschrek- 
kende Wirkung der Luftüberwachung so- 
wie auf die rigorose Verfolgung von Ge- 
wässerverschmutzungen zurückgeführt 
werden. Das unerlaubte Einleiten von Öl 
wird mit Strafen bis zu 100000 Mark ge- 
ahndet. 

Ifo: Der Aufschwung 
wird sich 1986 fortsetzen 
Der bereits seit zweieinhalb Jahren wäh- 
rende Konjunkturaufschwung in der Bun- 
desrepublik wird nicht nur 1985 anhalten, 
sondern sich auch noch 1986 fortsetzen. 
Zu diesem Ergebnis kommt eine Studie 
des Münchner Ifo-Instituts für Wirtschafts- 
forschung. Unter dem Einfluß der Steuer- 
entlastung hält das Ifo für 1986 sogar 
noch eine Beschleunigung des Wachs- 
tums für möglich. Nachdem im laufenden 
Jahr das reale Bruttosozialprodukt um 2,5 
Prozent zunehmen wird, könnten es dann 
etwa drei Prozent sein. Sollte es in den 
USA allerdings zu einer ausgeprägten Re- 
zession kommen und/oder der Dollarkurs 
abrupt fallen, dann müßte mit einer erheb- 
lichen Beeinträchtigung der wirtschaftli- 
chen Entwicklung gerechnet werden. 
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BUNDESPOST WOHNUNGSBAU 

Erfolgreiche Post 
Der soeben vorgelegte Geschäfts- 
bericht der Deutschen Bundespost 
bestätigt in einer bisher nie dagewe- 
senen Eindeutigkeit den Erfolgskurs 
der Bundespost unter Bundespost- 
minister Schwarz-Schilling, erklärte 
der postpolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Gerhard-O. Pfeffermann. 

Darüber hinaus zeigt der Bericht die 
Aufgeschlossenheit der Post gegen- 

über der Nutzung neuer technischer Mög- 
lichkeiten, mit denen nicht nur die Arbeits- 
plätze gesichert, sondern auch Zehntau- 
sende neuer Arbeitsplätze geschaffen 
wurden. Wenn heute in Ländern und Ge- 
meinden ernsthaft über privates und loka- 
les Fernsehen nachgedacht wird, dann 
zeigt dies den Durchbruch, den die Dis- 
kussion auf diesem Sektor im Sinne der 
Freiheit für den Bürger in der Zwischen- 
zeit erreicht hat. 
Im Vergleich zu diesen Ergebnissen mutet 
die Kritik des Parlamentarischen Ge- 
schäftsführers der SPD, Helmuth Becker, 
an der Postpolitik geradezu kleinkariert 
an. Im übrigen hatte er genügend Zeit, die 
vermeintlichen Schwächen, die er auf- 
zeichnete, in seiner Zeit als parlamentari- 
scher Staatssekretär in diesem Ministe- 
rium abzustellen. Aber in dieser Zeit gab 
es dort nur große Worte und saftige 
Gebührenerhöhungen, beim Briefporto 
gleich um 20 Pfg. Jetzt ist die Devise zu 
handeln und Gebührenerhöhungen nach 
Möglichkeit zu vermeiden. Dies ist auch 
bis jetzt gelungen. Dafür ist der soeben 
vorgelegte Geschäftsbericht ein schlagen- 
der Beweis. 

Mieten sinken 
Nach einer Mitteilung des Verbände« 
Rheinischer Wohnungsunternehmen 
konnten die in den letzten Monaten 
fertiggestellten Sozialwohnungen zü 

einer niedrigeren Miete als ur- 
sprünglich kalkuliert an Wohnungs- 
suchende vergeben werden. Ermöfl' 
licht wurde dies nach Angaben des 
Verbandes durch Einsparungen von 
bis zu 13 Prozent bei den Herstel- 
lungskosten und durch die abbrök- 
kelnden Zinssätze für Hypotheken. 

Hierzu erklärt der Vorsitzende des A^ 
Schusses für Raumordnung, Bau^ 

sen und Städtebau, Franz Möller: Die 
Meldung ist überaus erfreulich. Sie str 
alle jene Lügen, die nach der Übernan 
der  Regierungsverantwortung durch 
christlich-liberale Koalition düstere Z& 
für die Mieter prophezeit hatten. Die 0 
desregierung kann auf greifbare Erfo . 
ihrer Haushalts-, Wirtschafts- und w^f 

nungspolitik  hinweisen.  Wenn  jetzt     . 
Preisauftrieb auf allen Gebieten gebre ^ 
ist, die Zinssätze für Hypotheken und 
Baulandpreise abbröckeln, dann ist. 
ein   Ergebnis   der   konsequenten   H 
haltskonsolidierungspolitik.  Niedrige   ^ 
sen und fallende Baulandpreise sind ^ 
wichtigsten Voraussetzungen für eine ^ 
holung der Baukonjunktur. Die Erfolg.^s f 
Bundesregierung zeigten sich berei   ^ 
den letzten Monaten bei den Miete ^ 
freifinanzierten   Wohnungsbau.   Die 
SPD und Mieterbund beschworene     , 
tenexplosion blieb aus. Die Mieten ste 
nicht mehr wie zu SPD-Zeiten, der M»   ^ 
anstieg  hat weiterhin fallende Ten.^ 
Für Mieter kommt eine weiter spu    5- 
Entlastung am 1.1.1986 durch die Ve 
serung des Wohngeldes. 

i 
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ÖFFENTLICHKEITSARBEIT 

Sie Sate» spreften m den 
gXtra I Erfolg «Jet Regierass Betaut Kohl 

Unser land 
Ist Spitze 
fj! grtstftaft kämmt kräftig »era» 

•<LX^   "» Jl- ••••    -"l   Du SPD 
15ÜI äröflsf - 4mft Wter hrtefl ftBPfws kann die 

Jeitungsflugblatt 
^ÖU extra 
^ser Land ist 
spitze 
die WiT aktuellen Zeitungsflugblatt sind 
9'erun     9Sten Erfol9smeldungen der Re- 
be|e   9 He'mut Kohl, die diese Aussage 

qer>, zusammengestellt: 
I - Je Wirtschaft kommt kräftig voran 

D'e Pre 

Du 

ise sind stabil 

tjhraator: So sparen Sie Geld und 
| Ah      en lhre Umwelt 

* Met
J!l

nuar 1986 weniger Steuern 
Ölindustrie: 100000 neue Stellen 

• Wir lieben Kinder (Erziehungsgeld) 
• Wir schaffen die Voraussetzungen für 

mehr Arbeitsplätze 
• Lehrstellen: neuer Rekord zu erwarten. 
In Zeitungsform gut lesbar und übersicht- 
lich gestaltet, bietet sich das Zeitungsflug- 
blatt als ideales Verteilmittel für Straßen- 
aktionen an. Es eignet sich hervorragend 
dazu, alle Miesmacher und Pessimisten zu 
widerlegen und nachzuweisen, daß die 
Regierung von Helmut Kohl erfolgreich ar- 
beitet. 

Mindestabnahme: 100 Stück 
Preis pro Mindestabnahme: 11,50 DM 
Bestell-Nr. 2678 

Bestellungen an das IS-Versandzentrum, 
Postfach 1328, 4804 Versmold. 
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Neue Broschüren 

«SSää* 

Unsere Luft 
wird sauberer 
Mit übersichtlichen Tabellen und an- 
schaulichen Beispielen informiert die 
Broschüre über: 

• Steuerbefreiung  für  schadstoffar- 

me Autos 
• Steuerbefreiung für bedingt schad- 

stoffarme Autos 
• Steuersenkung für bleifreies Ben- 

zin. 

Die Broschüre enthält ebenfalls Infor- 
mationen darüber, wie man die 
Steuererleichterungen erhält und ist 
damit ein ideales Informationsmittel, 
das bei Autofahrern auf großes Inter- 
esse stößt. Zugleich informiert die 
Broschüre über die Erfolge der CDU- 
Umweltpolitik auch in anderen Berei- 

chen. 

Mindestabnahme: 50 Stück 
Preis pro Mindestabnahme: 10,— DM 
Bestell-Nr. 2664 

Erfolgsbilanz der Sozial- 
und Gesellschaftspolitik 
In einer beeindruckenden Zwischenbi- 
lanz dokumentiert diese Broschüre «• 
Pluspunkte für die Sozial- und Gesell- 
schaftspolitik der CDU/CSU-geführten 
Bundesregierung. 

Mit anschaulichen Grafiken illustriert 
weist die Broschüre u. a. eindeutig nacr«. 
daß die Neuverschuldung gesenkt wj»r' 
de, die Zahl der Beschäftigten wiede 
wächst, das Realeinkommen von Arbe' j 
nehmer- und Rentnerhaushalten steig 
und die neuabgeschlossenen Ausb'' 
dungsverträge Rekordhöhe erreichen. 

Mindestabnahme: 50 Stück 
Preis pro Mindestabnahme: 27,— DM 
Bestell-Nr. 5682 

Medien von morgen - 
Für mehr Bürgerfreiheit 
und Meinungsvielfalt 
Auf einem Medienkongreß hat die CD 
CSU Anfang des Jahres eine aktu« 
Kursbestimmung ihrer Medienpolitik v 
genommen. Die medienpolitiscr' 
Grundsätze der Union auf dem Kongr , 
hat die CDU-Bundesgeschäftsstelle le 

in einer Broschüre zusammengefaßt- 

Die  behandelten Themen  reichen *'  J 
Film über die öffentlich-rechtlichen 
privaten Rundfunkveranstalter, die    ^ 
diengesetzgebung in den Landern, 
medienpolitischen Grundlinien der *>., 
desregierung bis zum untemehmensP 
tischen Konzept der Deutschen Buno 
post zur Telekommunikation. 

Mindestabnahme: 1 Stück 
Preis pro Mindestabnahme: 1,10 DM 
Bestell-Nr. 3660 



Unser Land 
ist Spitze! 

Durch die erfolgreiche Wirt- 
|chafts- und Finanzpolitik der 
Regierung Helmut Kohl steht 
jjnser Land endlich wieder gut 

• Die Preise sind stabil wie zu 
Jjüdwig Erhards Zeiten. Infla- 
tion, wie bei der SPD, ist kein 
' pema mehr. Preisstabilität ist 
J"ö beste Einkommens- und So- 

Re t°,ltik fÜr Arbeitnehmer und 

IJ D«e Wirtschaft wächst kräftig. 
srh S2 können Arbeitsplätze ge- cnaffen und gesichert werden. 

• Die Zinsen sinken, die Inve- 
stitionen steigen. 
• Rekord beim Export. „Made 
in Germany" ist wieder ge- 
fragt. 
• Der Arbeitsmarkt bewegt 
sich. Viele Firmen stellen wie- 
der neue Leute ein. 

Die SPD hat nichts dazugelernt. Erst 
hat sie uns die größte Wirtschafts- 
krise seit 40 Jahren eingebrockt. 
Heute kommt sie mit Rezepten aus 
der Mottenkiste und macht alles 
mies. Es bleibt dabei: Die SPD ver- 
steht nichts von der Wirtschaft. 

ftigjjegierung Helmut Kohl ist die erfolgreichste 
fig&erung in Europa. Unser Kurs stimmt. Deutsch- 
^ggjst auf dem richtigen Weg.   

CDU 
*Sa5fc **ÜK 

% sicher 
sozial 
undfrei 
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TERMINE 

19./20. 8. LVRheinland-Pfalz 
Landesvorstand und Klausurta- 
gung, Bad Bergzabern 

19. 8.  Wirtschaftsrat Rheinland 
Vorstand und geschäftsf. Vor- 
stand, Köln 

19. 8. LV Rheinland 
Vorstand und geschäftsf. Vor- 
stand, Köln 

20. 8. CDA Rheinland-Pfalz 
Landesvorstand, Mainz 

21. 8. LV Rheinland-Pfalz 
Landesparteiausschuß, Mainz 

21. 8. LV Rheinland 
Kreisvorsitzendenkonferenz, 
Köln 

23. 8. LV Schleswig-Holstein 
Vorstand mit den Kreisvorsitzen- 
den der Vereinigungen, Kiel 

24. 8. EAK Schleswig-Holstein 
Sitzung, Kiel 

26.8. CDU Präsidium 
Sitzung, Bonn 

26. 8. LV Schleswig-Holstein 
LFA „Berufliche Bildung", Kiel 

27. 8. LV Schleswig-Holstein 
Kreisgeschäftsführerkonferenz, 
Kiel 

28.8. LV Braunschweig 
Landesvorstand, Braunschweig 

30./31. 8.  CDA Schleswig-Holstein 
30./31. 8.  CDA Bund 

Bundesvorstand, Königswinter 
30. 8. Frauenvereinigung, Schleswig- 

Holstein 
Seminar, Eutin 

30. 8. Frauenvereinigung Rheinland- 
Pfalz 
Vorstand, Mainz 

1.9. LV Westfalen-Lippe 
40 Jahre CDU, Bochum 

1./7. 9. Exil-CDU .., 
Deutschlandpolitisches Semin* 
Berlin 

2. 9. MIT Bund 
1. Vorstandssitzung nach der 
Sommerpause, Bonn 

2. 9. CDU Bundesvorstand 
Sitzung, Bonn 

3. 9. LV Bremen 
Landesvorstand, Bremen 

4.9. CDU Bund 
Landesgeschäftsführerkonte- 
renz, Bonn 

5. 9. Frauenvereinigung SchlesW'9 
Holstein 
Hauptausschuß, Kiel 

6. 9. Frauenvereinigung Hessen 
Landesvorstand, Gießen 

6. 9. CDA Baden-Württemberg 
Landestagung, Ulm 

7. 9. Junge Union Rheinland 
Landestagung, Essen 

7.9. LV Oldenburg 
Landesvorstand, Wardenbwy 
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